
 

 

Satzung der ifa systems AG 

 

I. Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

 

(1) Die Aktiengesellschaft führt die Firma „ifa systems AG“. 

(2) Sie hat ihren Sitz in Frechen. 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens sind Entwicklung und Vertrieb von 

Software für den medizinischen Bereich, insbesondere für die Augenheil-

kunde, Optometrie und andere Eyecare-Bereiche, der Vertrieb von Compu-

ter-Hardware, die Realisierung von lokalen und überregionalen Netzwer-

ken, sowie die entsprechende Dienstleistung (Beratung, System-Integration 

etc.). 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, 

die geeignet sind, den Gesellschaftszweck zu fördern. Hierzu gehören auch 

die Errichtung von Zweigniederlassungen im In-und Ausland sowie der Er-

werb und die Errichtung von anderen Unternehmen sowie die Beteiligung 

an solchen im In- und Ausland. Die Gesellschaft ist ferner berechtigt, ihren 

Betrieb ganz oder teilweise solchen Unternehmen zu überlassen. 

 

§ 3 Bekanntmachungen 

 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im elekt-

ronischen Bundesanzeiger. Freiwillige Bekanntmachungen können auch 

nur auf einer Internetseite der ifa systems AG erfolgen. 
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II. Grundkapital und Aktien 

 

§ 4 Grundkapital 

 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt € 2.750.000,--  

(i.W.: EURO zwei Millionen siebenhundertfünfzigtausend). 

Es ist eingeteilt in 2.750.000 Stückaktien. Die Aktien lauten auf den In-

haber. 

(2)  Bei Ausgabe neuer Aktien kann der Beginn der Gewinnbeteiligung ab-

weichend von § 60 Abs. 2 AktG festgesetzt werden. 

(3)  Die Bestimmungen über Ausgabe, Form und Inhalt der Aktienurkunden 

sowie von Gewinnanteil- und Erneuerungsscheinen trifft der Vorstand 

mit Zustimmung des Aufsichtsrates. Die Gesellschaft kann einzelne 

Aktien in Aktienurkunden zusammenfassen, die eine Mehrzahl von Ak-

tien verbriefen (Globalaktien, Globalurkunden). Der Anspruch des Akti-

onärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen, soweit dies 

gesetzlich zulässig ist und nicht eine Verbriefung nach den Regelun-

gen einer Wertpapierbörse, an der die Aktien zum Handel zugelassen 

sind, erforderlich ist. Zur Unterzeichnung der Aktien genügen die im 

Wege der mechanischen Vervielfältigung hergestellten Unterschriften 

des Vorstands in vertretungsberechtigter Zahl und die des Vorsitzen-

den des Aufsichtsrats. 

 

§ 5 Genehmigtes Kapital 

 

(1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 

23. Oktober 2022 das Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe neuer 

auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 

einmalig oder mehrmals, höchstens jedoch um bis zu insgesamt EUR 

1.375.000,00 (i.W. EUR eine Million dreihundertfünfundsiebzigtausend) zu 

erhöhen (genehmigtes Kapital). Das Bezugsrecht kann den Aktionären 

auch mittelbar, gemäß § 186 Absatz 5 AktG, gewährt werden. 
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(2) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

- soweit es zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erforderlich ist,  

- wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlage erfolgt und der auf 

die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, 

insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % 

des bei Eintragung der Ermächtigung bestehenden oder - sofern 

dieser Betrag niedriger ist - im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen 

Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Aus-

gabebetrag den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der 

Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der 

endgültigen Festlegung durch den Vorstand nicht wesentlich im 

Sinne der §§ 203 Absatz 1 und 2, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter-

schreitet; das Bestehen eines Börsenpreises im Sinne von § 186 

Absatz 3 Satz 4 AktG setzt nicht voraus, dass die Aktien der Ge-

sellschaft zum Handel im regulierten Markt (§§ 32 ff. BörsG) zuge-

lassen sind, ausreichend ist es, wenn die Aktien der Gesellschaft 

in den Freiverkehr (§ 48 BörsG) einbezogen sind. Bei der Berech-

nung der 10 %- Grenze ist der anteilige Betrag am Grundkapital 

abzusetzen, der auf neue oder zurückerworbene Aktien entfällt, 

die seit dem 24. Oktober 2017 unter vereinfachtem Bezugsrechts-

ausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 

ausgegeben oder veräußert wurden, sowie der anteilige Betrag am 

Grundkapital, auf den sich Options- und/oder Wandlungsrechte 

bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, die seit dem 

24. Oktober 2017 in sinngemäßer Anwendung von § 186 Absatz 3 

Satz 4 AktG ausgegeben wurden, 

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von 

neuen Aktien im Zusammenhang mit Unternehmenszusammen-

schlüssen, zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-

mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder anderen mit 

einem solchen Zusammenschluss oder Erwerb im Zusammenhang 
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stehenden einlagefähigen Wirtschaftsgütern einschließlich Forde-

rungen gegen die Gesellschaft.  

 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhö-

hung und ihrer Durchführung, insbesondere den Zeitpunkt der Ausnut-

zung des genehmigten Kapitals, den Ausgabebetrag und die für die 

neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu leistende Einlage, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. 

 

(4) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 

dem Umfang der Kapitalerhöhung zu ändern oder nach Ablauf der Er-

mächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der bis dahin erfolgten 

Kapitalerhöhung aus dem genehmigten Kapital anzupassen; dies gilt 

auch für genehmigtes Kapital, dessen Ausübungsfrist bereits abgelau-

fen ist und welches nicht genutzt wurde. 

 

III. Verfassung und Verwaltung der Gesellschaft 

 

§ 6 Organe 

 

Organe der Gesellschaft sind: 

a) der Vorstand, 

b) der Aufsichtsrat, 

c) die Hauptversammlung. 

 

Der Vorstand 

 

§ 7 Zusammensetzung des Vorstands 

 

(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Person(en). Die Bestel-

lung von stellvertretenden Mitgliedern des Vorstands ist zulässig. 

(2) Die Bestimmung der Anzahl sowie die Bestellung der ordentlichen Vor-

standsmitglieder und der stellvertretenden Vorstandsmitglieder, der Ab-
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schluss der Anstellungsverträge sowie der Widerruf der Bestellung erfolgen 

durch den Aufsichtsrat, ebenso die Ernennung eines Mitglieds des Vor-

stands zum Vorstandsvorsitzenden sowie weiterer Vorstandsmitglieder zu 

stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden. 

 

§ 8 Geschäftsordnung und Beschlussfassung des Vorstands 

 

(1) Im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Vorschriften und der Bestim-

mungen dieser Satzung gibt der Aufsichtsrat dem Vorstand eine Ge-

schäftsordnung. Der Aufsichtsrat ist verpflichtet, in dieser Geschäftsord-

nung einen Katalog zustimmungspflichtiger Geschäfte nach § 111 Absatz 4 

AktG aufzustellen. 

(2) Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit 

gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorstandsvorsitzenden, 

im Falle seiner Verhinderung die des stellvertretenden Vorstandsvorsitzen-

den den Ausschlag. 

 

§ 9 Gesetzliche Vertretung der Gesellschaft 

 

Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten 

a) durch ein Mitglied des Vorstands, wenn ihm der Aufsichtsrat die Befug-

nis zur Alleinvertretung erteilt hat; 

b) durch zwei Vorstandsmitglieder; 

c) durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen. 

Vorstehende Regelung gilt für Liquidatoren entsprechend. 

 

§ 10 Beschränkung der Geschäftsführungsbefugnis des Vorstands 

 

Der Vorstand ist der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, die Beschränkun-

gen einzuhalten, welche die Satzung oder der Aufsichtsrat für den Umfang 

seiner Geschäftsführungsbefugnis festgesetzt hat oder die sich aus einem 

Beschluss der Hauptversammlung nach § 119 AktG ergeben. 
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Der Aufsichtsrat 

 

§ 11 Zusammensetzung des Aufsichtsrats 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern.  

(2) Die Mitglieder des ersten Aufsichtsrates werden für die Zeit bis zur Be-

endigung derjenigen Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung 

für das erste Rumpfgeschäftsjahr der Gesellschaft nach Beginn der Amts-

zeit beschließt. Im übrigen erfolgt die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsra-

tes für die Zeit bis zur Beendigung derjenigen Hauptversammlung, die über 

die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit 

beschließt. Das Jahr, in welchem die Amtszeit beginnt, wird hierbei nicht 

mitgerechnet. Eine Wiederwahl ist zulässig. 

(3) Gleichzeitig mit den ordentlichen Aufsichtsratsmitgliedern können für ein 

oder mehrere bestimmte Aufsichtsratsmitglieder Ersatzmitglieder gewählt 

werden. Sie werden nach einer bei der Wahl festzulegenden Reihenfolge 

Mitglieder des Aufsichtsrates, wenn Aufsichtsratsmitglieder, als deren Er-

satzmitglieder sie gewählt wurden, vor Ablauf der Amtszeit aus dem Auf-

sichtsrat ausscheiden. 

(4) Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines ausscheidenden Mitglieds 

gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausschei-

denden Mitglieds. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des Ausscheiden-

den, so erlischt sein Amt mit Beendigung der nächsten Hauptversammlung, 

in der mit einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgegebenen 

Stimmen umfasst, ein neues Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, spätestens 

jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmit-

glieds. 

(5) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr 

Amt durch eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder an den Vor-

stand zu richtende schriftliche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von 

drei Monaten niederlegen. Das Recht zur Amtsniederlegung aus wichtigem 

Grund bleibt unberührt. 

(6) Mitglied des Aufsichtsrates kann kein ehemaliges Vorstandsmitglied der 
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Gesellschaft werden, wenn bereits zwei Aufsichtsratsmitglieder ehemalige 

Mitglieder des Vorstands sind. Aufsichtsratsmitglied kann ferner nicht sein, 

wer dem Vorstand einer börsennotierten Gesellschaft angehört und bereits 

fünf Aufsichtsratsmandate in konzernexternen börsennotierten Gesellschaf-

ten wahrnimmt oder Organfunktionen oder Beratungsfunktionen bei we-

sentlichen Wettbewerbern des Unternehmens ausübt. § 100 Absatz 4 AktG 

bleibt unberührt. 

 

§ 12 Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrats 

 

(1) Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch das Ge-

setz, die Satzung oder in sonstiger Weise zugewiesen werden. Dem Auf-

sichtsrat steht auch das Recht zu, die Hauptversammlung einzuberufen. 

(2) Der Aufsichtsrat ist zur Vornahme von Satzungsänderungen berechtigt, 

die nur die Fassung betreffen. 

(3) Der Vorstand bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats zu den in der 

Geschäftsordnung festgelegten Geschäften. 

(4) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu überwachen und kann 

demgemäss alle Bücher und Schriften sowie die Vermögensgegenstände 

der Gesellschaft einsehen und prüfen. Er erteilt dem Abschlussprüfer den 

Prüfungsauftrag für den Jahres- und den Konzernabschluss. 

(5) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat laufend in dem vom Gesetz festge-

legten Umfang zu berichten. Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat einen 

Bericht verlangen über Angelegenheiten der Gesellschaft, über ihre rechtli-

chen und geschäftlichen Beziehungen zu verbundenen Unternehmen so-

wie über geschäftliche Vorgänge bei diesen Unternehmen, die auf die Lage 

der Gesellschafter von erheblicher Bedeutung sein können. 
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§ 13 Willenserklärungen des Aufsichtsrats 

 

(1) Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden 

namens des Aufsichtsrats durch den Vorsitzenden oder, im Falle seiner 

Verhinderung, durch dessen Stellvertreter abgegeben. 

(2) Ständiger Vertreter des Aufsichtsrats gegenüber Dritten, insbesondere 

gegenüber Gerichten und Behörden sowie gegenüber dem Vorstand ist der 

Vorsitzende oder, im Falle seiner Verhinderung, dessen Stellvertreter. 

 

§ 14 Der Vorsitzende des Aufsichtsrats und sein Stellvertreter 

 

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte für die Dauer der Amtszeit einen 

Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Die Wahl erfolgt im Anschluss an 

die Hauptversammlung, in der die von der Hauptversammlung zu wählen-

den Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner bestellt worden sind, in einer 

ohne besondere Einberufung stattfindenden Sitzung. Scheidet der Vorsit-

zende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus, 

so hat der Aufsichtsrat eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausge-

schiedenen vorzunehmen. 

(2) Sind der Vorsitzende und dessen Stellvertreter an der Ausübung ihrer 

Obliegenheiten verhindert, so hat diese Obliegenheiten für die Dauer der 

Verhinderung das an Lebensjahren älteste Aufsichtsratsmitglied zu über-

nehmen. 

 

§ 15 Geschäftsordnung und Ausschüsse 

 

(1) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

(2) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, aus seiner Mitte einen oder mehrere 

Ausschüsse zu bilden und deren jeweilige Aufgaben und Befugnisse in 

seiner Geschäftsordnung oder durch Beschluss festzulegen. Den Aus-

schüssen können auch Entscheidungsbefugnisse übertragen werden. 

(3) Für Aufsichtsratsausschüsse gelten die Bestimmungen dieser Satzung 

für den Aufsichtsrat sinngemäß, soweit die Geschäftsordnung des Auf-
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sichtsrates nichts Abweichendes regelt. Bei Abstimmungen und Wahlen 

gibt im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzenden den Aus-

schlag. 

(4) Von einem Aufsichtsratsausschuss beschlossene Willenserklärungen 

gibt im Namen des Ausschusses dessen Vorsitzender ab. 

(5) Der Aufsichtsrat und die Ausschüsse können sich bei der Wahrneh-

mung ihrer Aufgaben der Unterstützung sachverständiger Personen bedie-

nen. Sie können zu ihren Sitzungen Sachverständige und Auskunftsperso-

nen hinzuziehen. 

 

§ 16 Sitzungen und Einberufung 

 

(1) Der Aufsichtsrat tritt zweimal im Kalenderhalbjahr zusammen. § 110 

Abs. 3 AktG bleibt unberührt. 

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im 

Falle seiner Verhinderung durch dessen Stellvertreter, mit einer Frist von 

14 Tagen schriftlich einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der 

Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitge-

rechnet. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist abkürzen und 

mündlich, fernmündlich, fernschriftlich, telegraphisch oder mittels elektroni-

scher Medien (z.B. E-Mails) einberufen. § 110 Absatz 1 und 2 AktG bleiben 

unberührt. 

(3) Mit der Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen 

und Beschlussvorschläge zu übermitteln. Die Beschlussfassung über einen 

Gegenstand der Tagesordnung, der in der Einladung nicht enthalten war, 

ist nur zulässig, wenn kein anwesendes Mitglied des Aufsichtsrats der Be-

schlussfassung widerspricht. Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern ist in 

einem solchen Falle Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden 

festzusetzenden angemessenen Frist der Beschlussfassung zu widerspre-

chen oder ihre Stimme schriftlich abzugeben. Der Beschluss wird erst wirk-

sam, wenn keines der abwesenden Aufsichtsratsmitglieder innerhalb der 

vom Vorsitzenden festgesetzten Frist widerspricht. 
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§ 17 Beschlussfassung 

 

(1) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder im Falle von dessen Verhinde-

rung sein Stellvertreter kann eine einberufene Sitzung vor der Eröffnung 

vertagen. 

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder unter der zu-

letzt bekannt gegebenen Anschrift eingeladen sind und alle drei Mitglieder 

an der Beschlussfassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der 

Beschlussfassung teil, wenn es sich der Stimme enthält.  

(3) Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder, im Falle seiner 

Verhinderung, dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende bestimmt die Reihen-

folge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie 

die Art und Reihenfolge der Abstimmungen. 

(4) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Stimmenmehrheit 

gefasst, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Dies gilt auch für 

Wahlen. 

(5) Ergibt eine Abstimmung Stimmengleichheit, so gibt die Stimme des 

Vorsitzenden der betreffenden Sitzung den Ausschlag. 

(6) Ein abwesendes Aufsichtsratsmitglied kann seine schriftliche Stimmab-

gabe durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. 

(7) Sind bei einer Beschlussfassung nicht sämtliche Aufsichtsratsmitglieder 

anwesend und lassen die fehlenden Aufsichtsratsmitglieder nicht schriftli-

che Stimmabgaben überreichen, so ist die Beschlussfassung auf Antrag 

von mindestens zwei anwesenden Aufsichtsratsmitgliedern zu vertagen. Im 

Falle einer Vertagung findet die erneute Beschlussfassung, sofern keine 

besondere Aufsichtsratssitzung einberufen und nicht gemäß Abs. 8 verfah-

ren wird, in der nächsten turnusmäßigen Sitzung statt. Ein nochmaliges 

Minderheitsverlangen auf Vertagung ist bei der erneuten Beschlussfassung 

nicht zulässig. 

(8) Beschlüsse des Aufsichtsrates werden in der Regel in Sitzungen ge-

fasst. Eine Beschlussfassung durch schriftliche, telegraphische, fernmünd-

liche, fernschriftliche oder durch elektronische Medien erfolgende Stimm-

abgabe ist zulässig, wenn sie der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder im 
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Verhinderungsfall dessen Stellvertreter aus besonderen Gründen anordnet 

und wenn ihr kein Mitglied innerhalb einer vom Vorsitzenden zu bestim-

menden angemessenen Frist widerspricht. Derartige Beschlüsse sind vom 

Vorsitzenden schriftlich festzustellen und allen Mitgliedern zuzuleiten. Für 

Abstimmungen außerhalb von Sitzungen gelten die vorstehenden Bestim-

mungen entsprechend. 

(9) Die Unwirksamkeit eines Aufsichtsratsbeschlusses kann nur innerhalb 

eines Monats nach Kenntnis des Beschlusses durch Klage geltend ge-

macht werden. 

 

 

§ 18 Niederschrift 

 

(1) Über die Beschlüsse und Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Aus-

schüsse ist eine Niederschrift zu fertigen, die von dem Leiter der jeweiligen 

Sitzung oder im Falle des § 17 Abs. 8 vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats 

zu unterzeichnen ist. 

(2) In der Niederschrift sind Ort und Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die 

Gegenstände der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen 

und die Beschlüsse anzugeben. 

 

 

§ 19 Schweigepflicht 

 

(1) Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, nament-

lich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit 

bekannt geworden sind, haben die Aufsichtsratsmitglieder Stillschweigen 

zu bewahren. Bei Sitzungen des Aufsichtsrats anwesende Personen, die 

nicht Aufsichtsratsmitglieder sind, sind zur Verschwiegenheit ausdrücklich 

zu verpflichten. 

 

(2) Vertrauliche Angaben im Sinne des Abs. 1 sind alle Angaben, die der 

Mitteilende ausdrücklich als geheimhaltungspflichtig bezeichnet und bei 
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denen bei verständiger wirtschaftlicher Betrachtungsweise nicht auszu-

schließen ist, dass die Interessen der Gesellschaft bei ihrer Offenbarung 

beeinträchtigt werden könnten. Geheimnis im Sinne des Abs. 1 ist jede mit 

dem unternehmerischen und betrieblichen Geschehen in unmittelbarem 

oder mittelbarem Zusammenhang stehende Tatsache, die nur einem be-

schränkten Personenkreis bekannt ist, von der bei verständiger wirtschaftli-

cher Betrachtungsweise anzunehmen ist, dass ihre Geheimhaltung vom 

Unternehmensträger gewünscht wird und an deren Geheimhaltung im Inte-

resse des Unternehmens ein Bedürfnis nicht zu verneinen ist. 

 

(3) Beabsichtigt ein Aufsichtsratsmitglied, Informationen an Dritte weiterzu-

geben, so hat er dies dem Aufsichtsrat zuvor unter Bekanntgabe der Per-

sonen, an welche die Information erfolgen soll, mitzuteilen. Dem Aufsichts-

rat ist vor Weitergabe der Information Gelegenheit zur Stellungnahme zu 

geben, ob die Weitergabe der Information mit Abs. 1 und Abs. 2 vereinbar 

ist. Die Stellungnahme wird durch den Vorsitzenden abgegeben. 

 

 

§ 20 Vergütung des Aufsichtsrats 

 

(1) Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten für jedes Geschäftsjahr eine Ver-

gütung in Höhe von EUR 25.000,00. Aufsichtsratsmitglieder, die dem Auf-

sichtsrat nicht während eines vollen Geschäftsjahres angehört haben, er-

halten die Vergütung zeitanteilig entsprechend der Dauer ihrer Aufsichts-

ratszugehörigkeit. 

 

(2) Zusätzlich erhalten die Aufsichtsratsmitglieder den Ersatz ihrer baren 

Auslagen (insbesondere Reisekosten). Die Gesellschaft erstattet darüber 

hinaus die auf die Vergütung anfallende Umsatzsteuer, soweit das Auf-

sichtsratsmitglied berechtigt ist, die Umsatzsteuer gesondert in Rechnung 

zu stellen. 
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Die Hauptversammlung 

 

§ 21 Ort, Einberufung der Hauptversammlung 

 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, am Ort des Sit-

zes des für die Gesellschaft zuständigen Registergerichts, am Sitz einer 

Niederlassung oder Tochtergesellschaft der Gesellschaft oder am Sitz ei-

ner deutschen Wertpapierbörse statt. Der Hauptversammlungsort ist in der 

Einladung anzugeben. 

(2) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich 

vorgeschriebenen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen. 

(3) Die ordentliche Hauptversammlung wird innerhalb der ersten acht Mo-

nate eines jeden Geschäftsjahres abgehalten. Außerordentliche Hauptver-

sammlungen können so oft einberufen werden, wie es im Interesse der 

Gesellschaft erforderlich erscheint. 

(4) Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt durch einmalige Be-

kanntmachung im elektronischen Bundesanzeiger mit den gesetzlich erfor-

derlichen Angaben.  

(5) Für die Fristen zur Einberufung der Hauptversammlung gelten die ge-

setzlichen Regelungen. 

(6) Ohne Wahrung der Einberufungsförmlichkeiten kann eine Hauptver-

sammlung auch dann abgehalten werden, wenn alle Aktionäre erschienen 

oder vertreten sind und kein Aktionär der Beschlussfassung widerspricht. 

(7) Die Hauptversammlung kann auszugsweise oder vollständig in Bild und 

Ton übertragen werden. Die Übertragung kann auch in einer Form erfol-

gen, zu der die Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat. Die Form der 

Übertragung ist in der Einladung bekannt zu geben. 

(8) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der 

Hauptversammlung persönlich teilnehmen. Ist einem Aufsichtsratsmitglied 

die Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung nicht möglich, weil es sich 

aus wichtigem Grund im Ausland aufhält, so kann es an der Hauptver-

sammlung auch im Weg der Bild- und Tonübertragung teilnehmen. 
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§ 22 Teilnahme und Stimmrecht 

 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 

Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die der Gesellschaft 

ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-

übung des Stimmrechts nach Maßgabe der folgenden Sätze 2 bis 4 nach-

gewiesen haben. Als Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der 

Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts ist ein in Textform 

erstellter Nachweis des Anteilsbesitzes durch den Letztintermediär gemäß 

§ 67c Abs. 3 AktG ausreichend und erforderlich; der Nachweis muss in 

deutscher oder englischer Sprache verfasst sein. In der Einberufung kön-

nen weitere Sprachen, in denen die Bestätigung verfasst sein kann, sowie 

weitere Institute, von denen der Nachweis erstellt werden kann, zugelassen 

werden. Der Nachweis hat sich auf den gesetzlich bestimmten Zeitpunkt 

vor der Hauptversammlung zu beziehen und muss der Gesellschaft unter 

der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse innerhalb der gesetzli-

chen Frist vor der Hauptversammlung zugehen. 

  

(2) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevoll-

mächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. Die Ein-

zelheiten für die Erteilung dieser Vollmachten, ihren Widerruf und ihren 

Nachweis gegenüber der Gesellschaft werden mit der Einberufung der 

Hauptversammlung bekannt gemacht, in der auch eine Erleichterung be-

stimmt werden kann. § 135 Aktiengesetz bleibt unberührt. 

 

(3) In der Hauptversammlung gewährt jede Aktie eine Stimme. Das Stimm-

recht beginnt mit der vollständigen Leistung der Einlage. 

 

§ 23 Vorsitz in der Hauptversammlung 

 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Auf-

sichtsrats oder ein anderes durch den Aufsichtsrat zu bestimmendes Auf-
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sichtsratsmitglied. Übernimmt kein Aufsichtsratsmitglied den Vorsitz, so 

eröffnet der zur Beurkundung zugezogenen Notar die Hauptversammlung 

und lässt den Leiter der Versammlung durch diese wählen. 

 

(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge 

der Verhandlungsgegenstände sowie die Form der Abstimmung. Das Er-

gebnis der Abstimmung kann im Subtraktionsverfahren durch Abzug der 

Ja- oder Nein-Stimmen und der Stimmenthaltungen von den den Stimmbe-

rechtigten insgesamt zustehenden Stimmen ermittelt werden. 

 

(3) Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht des Aktionärs 

zeitlich angemessen beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Be-

ginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs den zeitlichen 

Rahmen sowohl des Versammlungsverlaufs als auch der Aussprache zu 

den Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen Frage- und Redebeitrags 

angemessen festzusetzen. 

 

§ 24 Beschlussfassung der Hauptversammlung 

 

(1) Die Beschlüsse der Hauptversammlung bedürfen der einfachen Mehr-

heit der abgegebenen Stimmen, soweit nicht das Gesetz zwingend etwas 

anderes vorschreibt. In den Fällen, in denen das Gesetz eine Mehrheit des 

bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals erfordert, genügt, so-

fern nicht durch Gesetz eine größere Mehrheit zwingend vorgeschrieben 

ist, die einfache Mehrheit des vertretenen Grundkapitals. Dabei gilt Stimm-

enthaltung nicht als Stimmabgabe. 

 

(2) Im Falle der Stimmengleichheit gilt, ausgenommen bei Wahlen, ein An-

trag als abgelehnt. 

 

(3) Sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit 

nicht erreicht wird, findet eine Stichwahl zwischen den beiden Personen 

statt, welche die höchsten Stimmzahlen erhalten haben. Bei gleicher 
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Stimmzahl im zweiten Wahlgang entscheidet das durch den Vorsitzenden 

zu ziehende Los. 

 

§ 25 Niederschrift über die Hauptversammlung 

 

(1) Für die Niederschrift über die Hauptversammlung gilt § 130 AktG. 

(2) Die Niederschrift hat für die Aktionäre sowohl untereinander als in Be-

ziehung auf ihre Vertreter volle Beweiskraft. 

(3) Eine Beifügung der Vollmachten zu der Niederschrift ist nicht erforder-

lich. 

 

Der Beirat (auf schuldrechtlicher Grundlage) 

 

§ 26 Beirat auf schuldrechtlicher Grundlage 

 

(1) Die Gesellschaft kann einen Beirat bestellen. Einzelheiten, insbesonde-

re die Festlegung der Anzahl der Mitglieder, erfolgen durch die Hauptver-

sammlung. 

 

(2) Die Mitglieder des Beirats sollen über die erforderliche Sachkenntnis 

und wirtschaftliche Erfahrung verfügen, die dem Umfang und der Bedeu-

tung ihres Amtes entsprechen. Die Mitglieder werden durch den Vorstand 

bestimmt. 

 

§ 27 Aufgaben und Rechte des Beirats 

 

(1) Der Beirat hat die Aufgabe, den Vorstand bei der Ausübung seiner Ge-

schäfte zu beraten und zu unterstützen. Weitergehende Rechte, insbeson-

dere Auskunfts-, Anhörungs-, Kontroll- und Einsichtsrechte sind dem Auf-

sichtsrat vorbehalten. 

 

(2) Der Beirat hat jährlich in der ordentlichen Hauptversammlung den Akti-

onären über seine Tätigkeit im abgelaufenen Geschäftsjahr zu berichten. 
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§ 28 Innere Ordnung des Beirats 

 

(1) Der Beirat wählt nach jeder Änderung seiner Zusammensetzung aus 

seiner Mitte einen Vorsitzenden. Der Vorsitzende vertritt den Beirat nach 

außen. Im Falle seiner Verhinderung kann jedes Beiratsmitglied den Vorsit-

zenden vertreten. 

 

(2) Der Beirat wird vom Vorsitzenden einberufen. Er tritt zusammen, so oft 

die Erfüllung seiner Aufgaben es erfordert. Jedes Mitglied des Beirats kann 

unter Angabe des Zwecks und der Gründe die Einberufung verlangen. 

 

(3) Der Beirat entscheidet mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim-

men. Enthaltungen werden nicht mitgezählt. Bei Stimmengleichheit gibt die 

Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

 

(4) Schriftliche, fernschriftliche, elektronische, telegraphische und fern-

mündliche Beschlussfassungen sind zulässig, wenn kein Mitglied einer 

solchen Beschlussfassung widerspricht. 

 

(5) Über die Sitzungen des Beirats sowie über die nicht in Sitzungen ge-

fassten Beiratsbeschlüsse sind Niederschriften anzufertigen, die der Vorsit-

zende zu unterzeichnen und allen Beiratsmitgliedern zu schicken hat. 

 

IV. Jahresabschluss, Lagebericht und Verwendung des Bilanzgewin-

nes 

 

§ 29 Geschäftsjahr, Jahresabschluss und Lagebericht, Entlastung des 

Vorstands und Aufsichtsrats 

 

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

 

(2) Der Vorstand hat den Lagebericht und den Jahresabschluss für das 
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vergangene Geschäftsjahr in den ersten drei Monaten eines jeden Ge-

schäftsjahres aufzustellen und dem Aufsichtsrat einzureichen. Soweit ge-

setzlich eine längere Frist zulässig ist, gilt diese längere Frist. Der Auf-

sichtsrat erteilt dem Abschlussprüfer unverzüglich den Prüfungsauftrag für 

den Jahresabschluss. Nach Eingang des Prüfungsberichts beim Aufsichts-

rat sind der Jahresabschluss, der Lagebericht, der Vorschlag des Vor-

stands über die Verwendung des Bilanzgewinns sowie der Prüfungsbericht 

den anderen Aufsichtsratsmitgliedern zwecks Prüfung zur Kenntnis zu 

bringen. 

 

(3) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den 

Vorschlag des Vorstands für die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen 

und über das Ergebnis der Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu 

berichten. Er hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die 

Vorlagen zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten. Billigt der Aufsichts-

rat nach Prüfung den Jahresabschluss, ist dieser festgestellt. 

 

(4) Der Jahresabschluss, der Lagebericht des Vorstandes, der Bericht des 

Aufsichtsrats und der Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns 

sind von der Einberufung an auf der Internetseite der Gesellschaft den Ak-

tionären zur Einsicht zugänglich zu machen. 

 

(5) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können 

Beträge bis zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen 

eingestellt werden. Der Vorstand und der Aufsichtsrat sind darüber hinaus 

ermächtigt, Beträge bis zu einem weiteren Viertel des Jahresüberschusses 

in andere Gewinnrücklagen einzustellen, wenn die anderen Gewinnrückla-

gen die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen oder soweit sie nach 

der Einstellung die Hälfte nicht übersteigen würden. Bei der Berechnung 

des in andere Gewinnrücklagen einzustellenden Teils des Jahresüber-

schusses sind vorweg Zuweisungen zur gesetzlichen Rücklage und Ver-

lustvorträge abzuziehen. 
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(6) Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats im Rahmen von § 59 AktG eine Abschlagsdividende an 

die Aktionäre ausschütten. 

 

§ 30 Gründungsaufwand 

 

Den Gründungsaufwand trägt die Gesellschaft bis zu einer Höhe von Euro 

5.000,--. 

 

 

 

 


